
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN SAGGIO — RECHTSSACHE C-401/98 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
ANTONIO SAGGIO 

vom 17. Juni 1999 * 

Sachverhalt und Verfahren 

1. Die Kommission hat mit Klageschrift, 
die am 10. November 1998 in das Register 
der Kanzlei eingetragen worden ist, gemäß 
Artikel 169 EG-Vertrag (jetzt Artike-
1 226 EG) eine Vertragsverletzungsklage 
gegen die Hellenische Republik auf Fest­
stellung erhoben, daß der beklagte Staat 
gegen seine Verpflichtungen aus dem Ver­
trag und aus der Richtlinie 94/47/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Oktober 1994 zum Schutz der 
Erwerber im Hinblick auf bestimmte 
Aspekte von Verträgen über den Erwerb 
von Teilzeitnutzungsrechten an Immobilien 
(nachfolgend: Richtlinie) verstoßen hat1. 

2. Gemäß Artikel 12 Absatz 1 der auf Ar­
tikel 100a EG-Vertrag (nach Änderung 
jetzt Artikel 95 EG) gestützten Richtlinie 
erlassen die „Mitgliedstaaten... die erfor­
derlichen Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften, um dieser Richtlinie spätestens 30 
Monate nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf­
ten nachzukommen". 

3. In ihrer Klageschrift hat die Kommission 
geltend gemacht, sie habe von den griechi­
schen Behörden keine Mitteilung über 
Maßnahmen zur Umsetzung der Richtlinie 
in die griechische Rechtsordnung erhalten, 
und sie verfüge auch nicht über anderwei­
tige Informationen, aus denen sie auf den 
Erlaß solcher Maßnahmen schließen 
könnte. Deswegen sandte die Kommission 
der griechischen Regierung am 9. Septem­
ber 1997 gemäß dem in Artikel 169 Ab­
satz 1 EG-Vertrag vorgesehenen Verfahren 
ein Mahnschreiben, in dem sie ihr vorwarf, 
ihrer Verpflichtung zur Umsetzung der 
Richtlinie nicht nachgekommen zu sein, 
und ihr Gelegenheit gab, sich zu äußern. 

4. Mit Schreiben vom 11. November 1997 
teilte die griechische Regierung der Kom­
mission mit, sie habe bereits den Entwurf 
eines ministeriellen Erlasses mit den fragli­
chen Bestimmungen ausgearbeitet. Sie fügte 
hinzu, das zu seiner Genehmigung erfor­
derliche Verfahren sei im Gange. 

5. Am 16. Januar 1998 ließ die Kommissi­
on den griechischen Behörden, da sie von 
ihnen keine Mitteilung über den Erlaß der 
fraglichen Maßnahmen erhalten hatte, eine 
mit Gründen versehene Stellungnahme zu­
kommen, in der ihnen vorgeworfen wurde, 
gegen ihre Verpflichtungen aus der Richt-

* Originalsprache: Italienisch. 
1 — ABl. L 280, S. 83. 
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linie verstoßen zu haben, und ihnen eine 
Frist von zwei Monaten gesetzt wurde, um 
der Richtlinie nachzukommen. 

6. Da die griechischen Behörden hierauf 
nicht antworteten, gelangte die Kommissi­
on zu dem Schluß, daß sie nicht für die 
Umsetzung der Richtlinie in das inner­
staatliche Recht gesorgt hätten, und hat 
gegen diese Behörden die uns vorliegende 
Klage erhoben. 

Bestehen der Vertragsverletzung 

7. Gemäß Artikel 189 Absatz 3 EG-Ver­
trag (jetzt Artikel 249 EG) ist die Richtlinie 
für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet 
wird, hinsichtlich des zu erreichenden 
Zieles verbindlich. Nach Artikel 5 Absatz 1 
EG-Vertrag (jetzt Artikel 10 EG) treffen die 
Mitgliedstaaten alle geeigneten Maßnah­
men allgemeiner oder besonderer Art zur 
Erfüllung der Verpflichtungen, die sich aus 
dem Vertrag oder aus Handlungen der Or­
gane der Gemeinschaft ergeben. Was die 
Umsetzung der Richtlinie 94/47 in inner­
staatliches Recht angeht, so ist die ent­
sprechende Verpflichtung ausdrücklich in 
ihrem Artikel 12 formuliert, der hierfür den 
29. April 1997 als letzten Termin festlegt 
und die Mitgliedstaaten verpflichtet, die 
Kommission unverzüglich vom Erlaß der 
innerstaatlichen Maßnahmen in Kenntnis 
zu setzen. 

8. Die griechische Regierung hat in ihrer 
am 15. Dezember 1998 eingereichten Kla­
gebeantwortung ausdrücklich eingeräumt, 
die Richtlinie noch nicht in innerstaatliches 
Recht umgesetzt zu haben. Sie hat erklärt, 

ihr seien die Fristen, innerhalb deren das 
innerstaatliche Verfahren zur Umsetzung 
der Richtlinie abgeschlossen sein müsse, in 
vollem Umfang bekannt, und sich ver­
pflichtet, auf den schnellstmöglichen Erlaß 
der erforderlichen nationalen Maßnahmen 
hinzuwirken. Insoweit hat sie geltend ge­
macht, daß das zuständige Entwicklungs­
ministerium bereits den Entwurf eines Prä­
sidialdekrets mit den fraglichen Bestim­
mungen erstellt habe und daß dieser Ent­
wurf dem Staatsrat zur Prüfung vorgelegt 
werde, sobald alle erforderlichen Unter­
schriften vorhanden seien. Sie hat sich 
vorbehalten, eine Kopie dieses Entwurfs zur 
Akte zu reichen. 

Es steht also fest, daß die griechische Re­
gierung nicht die Maßnahmen zur Umset­
zung der Richtlinie innerhalb der in ihrem 
Artikel 12 Absatz 1 festgelegten Frist er­
lassen hat und daß sie jedenfalls die Kom­
mission vom Erlaß solcher Maßnahmen 
nicht in Kenntnis gesetzt hat. Überdies hat 
die Regierung, nachdem sie ausdrücklich 
die Vertragsverletzung eingeräumt hat, 
keinen zu deren Rechtfertigung geeigneten 
Umstand vorgebracht. Es braucht daher 
nicht betont zu werden, daß die bloße 
Ausarbeitung eines Dekretentwurfs, dessen 
Text im übrigen nicht einmal zur Akte ge­
reicht wurde, in keiner Weise die Untätig­
keit der griechischen Regierung rechtferti­
gen kann. 
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Kosten 

9. Gemäß Artikel 69 § 2 der Verfahrens­
ordnung ist die unterliegende Partei auf 

Antrag zur Tragung der Kosten zu verur­
teilen. Im vorliegenden Fall ist die griechi­
sche Regierung unterlegen, und die Kom­
mission hat den entsprechenden Kostenan­
trag gestellt. Folglich sind der griechischen 
Regierung die Kosten aufzuerlegen. 

Ergebnis 

10. Aufgrund der vorstehenden Ausführungen schlage ich dem Gerichtshof vor, 

— festzustellen, daß die Hellenische Republik dadurch gegen ihre Verpflich­
tungen aus der Richtlinie 94/47/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Oktober 1994 zum Schutz der Erwerber im Hinblick auf be­
stimmte Aspekte von Verträgen über den Erwerb von Teilzeitnutzungsrechten 
an Immobilien und aus Artikel 189 EG-Vertrag (jetzt Artikel 249 EG) ver­
stoßen hat, daß sie nicht die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften erlassen hat, um dieser Richtlinie nachzukommen; 

— der Hellenischen Republik die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 
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